
Verwaltungskostengesetz 
 
 
§ 3 VwKostG 
 
Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß zwischen der den Verwaltungsaufwand berücksichtigenden 
Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen der 
Amtshandlung andererseits ein angemessenes Verhältnis besteht. Ist gesetzlich vorgesehen, daß 
Gebühren nur zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben werden, sind die Gebührensätze so zu 
bemessen, daß das geschätzte Gebührenaufkommen den auf die Amtshandlungen entfallenden 
durchschnittlichen Personal- und Sachaufwand für den betreffenden Verwaltungszweig nicht übersteigt. 
 

§ 13 VwKostG 
 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

1. wer die Amtshandlung veranlaßt oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird,  

2. wer die Kosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung 
übernommen hat,  

3. wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.  

 
§ 14 VwKostG 
 
(1) Die Kosten werden von Amts wegen festgesetzt. Die Entscheidung über die Kosten soll, soweit 
möglich, zusammen mit der Sachentscheidung ergehen. Aus der Kostenentscheidung müssen mindestens 
hervorgehen 

1. die kostenerhebende Behörde,  

2. der Kostenschuldner,  

3. die kostenpflichtige Amtshandlung,  

4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge sowie  

5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind.  

Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu bestätigen. Soweit sie 
schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist auch die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Kosten 
sowie deren Berechnung anzugeben. 

(2) Kosten, die bei richtiger Behandlung der Sache durch die Behörde nicht entstanden wären, werden 
nicht erhoben. Das gleiche gilt für Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlaßte Verlegung eines 
Termins oder Vertagung einer Verhandlung entstanden sind. 
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